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Hinweis: Zur weiteren Bearbeitung des Themas „Schule im Wandel?“ eignen sich die 
Beiträge „Was man sich von einer Schule mit Zukunft erwarten kann“ (Salzburger Nach-
richten, 4. Februar 2026) und „Weniger Latein, mehr KI?“ (Die Furche, 5. Februar 2026).
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„Wer mit Zöllen gegen Europa 
Politik machen will, der weiß 
jetzt, dass wir uns zur Wehr 
setzen“. Gesagt soeben vom 
deutschen Kanzler Merz im Bun-
destag. Er sprach von einem „neu 
sich regenden Selbstbewusstsein 
der Europäer“. Noch vor we-
nigen Wochen sah das anders 
aus. Europas Regierungschefs 
pilgerten nach Washington, um 
fast unterwürfig Trumps Zolldro-
hungen abzuwenden. Das neue 
Selbstbewusstsein hat begonnen, 
als Europa plötzlich auf Trumps 
Drohung reagiert hat, Grönland 
gewaltsam übernehmen zu 
wollen. Mit scharfer politischer 
Ablehnung, geschlossener Solida-
rität mit Dänemark/Grönland und 
Militärpräsenz sowie der Andro-
hung von Gegenzöllen. Dann 
kam das Weltwirtschaftsforum in 
Davos und die in Österreichs Me-
dien zunächst wenig beachtete 
Rede des kanadischen Premiers 
Carney („Wir Mittelmächte müs-
sen gemeinsam handeln, denn 
wenn wir nicht am Tisch sitzen, 
dann stehen wir auf der Speise-
karte.“). Seine Botschaft war klar: 
Wer seine Werte, seine Sicherheit 
und seinen Wohlstand schüt-
zen will, muss Verantwortung 
übernehmen, Abhängigkeiten 
reduzieren und bereit sein, Macht 
auch einzusetzen. Auch Friedrich 
Merz bekam in Davos Applaus 
mit der einfachen Botschaft „Wir 
müssen die Wirtschaft wieder 
wettbewerbsfähig machen und 
mutig auf unsere eigenen Stärken 
setzen“.

Im Gleichklang rufen jetzt Eu-
ropas Medien zu mehr Selbstbe-
wusstsein auf. Stellvertretend die 
Titelstory im SPIEGEL „Donald, 
es reicht“: Europa müsse Trumps 
machtorientierter und erpres-
serischer Politik geschlossen 
und strategisch entgegentreten. 
Gefordert wird ein europäischer 
Kraftakt: mehr gemeinsame 
Rüstungs- und Sicherheitspolitik, 
größerer wirtschaftlicher und 
technologischer Selbstschutz 
sowie der politische Wille, sich 
nicht länger als bloßes Objekt 
US-amerikanischer Machtpolitik 
behandeln zu lassen.

Europa erwacht spät, aber 
doch. Doch es ist ein Staatenver-
bund von 27 Mitgliedern, die nicht 
alle an einem Strang ziehen. Man 
mag sich gar nicht vorstellen, 

dass die Herren Orbán und Fico 
noch Unterstützung durch einen 
Anti-Europäer wie den „Volks-
kanzler“ Kickl erhalten. Außen-, 
Sicherheit- und Wirtschaftspolitik 
sind nur im Konsens möglich. 
Europa hat viele Stimmen und 
wechselnde Sprecher. Da tut sich 
der kanadische Premier leichter. 
Kanada hat viel weniger Macht als 
Europa, nutzt sie aber entschlos-
sener. Europa hat mehr Macht, 
zögert jedoch sie einzusetzen. 
Das war wieder an der Mercosur-
Abstimmung zu sehen. Eine knap-
pe Mehrheit hat versucht, das für 
die Erschließung neuer Märkte so 
wichtige Mercosur-Abkommen 
im Europa-Parlament zu torpedie-
ren, indem der Europäische Ge-
richtshof um eine Prüfung ersucht 
wird. Mit tatkräftiger Mithilfe der 
Grünen (die jetzt in Deutschland 
eine heftige innerparteiliche 
Diskussion am Hals haben) und 
begrüßt von Österreichs Grünen-
Chefin Gewessler. Österreichs 
Stimmenthaltung war auch kein 
Ruhmesblatt. Ungeachtet der 
Tatsache, dass Europa Allianzen 
jenseits der USA braucht. Öster-
reich ist gefordert, europäische 
Beschlüsse nicht zu relativieren, 
sondern mitzutragen. Weil es viel 
um die Sicherheit geht: Österreich 
ist gefordert, die Neutralität als 
aktive Stabilitätsrolle, nicht als 
liebevoll verbrämtes historisches 
Relikt zu interpretieren. Dazu 
braucht es Entscheidungen. Der 
kanadische Premierminister 
würde zur Hebung der Sicherheit 
sicher nicht das Volk befragen, 
wie das aktuell der österreichi-
sche Kanzler bei der Verlängerung 
des Wehrdienstes tut. Das Volk zu 
befragen, sollte öfters gemacht 
werden, bei Sicherheitsfragen 
ist es kontraproduktiv. Es kann 
auch in die Hose gehen, wie bei 
der Volksabstimmung von Bruno 
Kreisky 1979 über das AKW Zwen-
tendorf, das er bauen wollte – und 
die Abstimmung verlor. Der ka-
nadische Premier würde das tun, 
was er in Davos gefordert hat und 
wofür Politiker gewählt werden: 
Verantwortung übernehmen.
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Latein versus KI: 
Schule im Wandel

WIEN Latein ist nicht so tot, wie du 
denkst. So lautet die Grundaussage 
eines humorvollen Plädoyers für 
die – zugegebenermaßen ausge-
storbene – Sprache auf der Home-
page des Borg Egg. Tatsächlich ist 
unsere Alltagssprache voller latei-
nischer Spuren: von Prosit bis in fla-
granti. Latein bildet die Grundlage 
aller romanischen Sprachen und ist 
in vielen Berufsgruppen präsent. 
Dennoch stellt sich die Frage, ob 
Latein im Lehrplan nicht aktuellen 
Entwicklungen weichen muss.

Wenn es nach Bildungsminis-
ter Christoph Wiederkehr 
(Neos) geht, ist die 
Antwort klar: ja. Der 
Lehrplan soll um-
gebaut werden, 
Künstliche Intel-
ligenz (KI) soll 
ab dem Schuljahr 
2027/2028 mehr 
Raum erhalten. 
In den Gymnasien 
wird im Gegenzug 
bei Latein gekürzt: 
Statt zwölf sollen über die 
vier Oberstufenjahre nur noch 
acht Wochenstunden vorgesehen 
sein.

Tradition und Transformation
In Vorarlberg wird die Debatte dif-
ferenziert geführt. Christof Bohle, 
Direktor des Bundesgymnasiums 
Dornbirn, leitet eine Schule mit 
rund 800 Schülerinnen und Schü-
lern – etwa 200 von ihnen besuchen 
das Fach Latein. Dass Latein zah-
lenmäßig seit Jahrzehnten unter 
Druck steht, sei unbestritten.

„KI ist der Elefant im Raum“, sagt 
Bohle. Entsprechend habe man das 
Thema in der Schulentwicklung 
ganz nach oben gereiht. KI betref-
fe alle Bereiche: den Unterricht 
quer durch die Fächer, die Verwal-
tung, die Lehrpersonen ebenso 
wie die Schülerinnen und Schüler. 
Ein kleines Team arbeite derzeit 
daran, schulinterne Fortbildungen 
würden besucht, und Anfang März 
sei KI auch zentrales Thema einer 
Konferenz.

Dass KI die 
Schule verändern 

wird – und bereits 
verändert hat –, da-

ran zweifelt Bohle nicht. 
„Ob aber ein eigenes Schulfach die 
richtige Antwort ist, da wäre ich 
skeptisch“, sagt er. Jede Lehrper-
son wisse, dass der Wandel kommt. 
Die Frage sei vielmehr, wie er in 
den einzelnen Fächern umgesetzt 
werde. Denn jedes Unterrichtsfach 
verlange eigene Zugänge. Zudem 
verlaufe die Entwicklung so rasant, 
dass es für ein System wie Schule 
kaum möglich sei, stets aktuell zu 
bleiben. „Das schafft ein System 
wie Schule nicht. Und eigentlich 
kämpfen ja alle“, verweist Bohle auf 
den größeren gesellschaftlichen 
Kontext.

Tot und dennoch sinnvoll
Auch die Schülerinnen und Schüler 
sehen den Wandel. „Wir haben na-
türlich ein Interesse daran, auf eine 
Welt vorbereitet zu werden, die sich 
nicht mehr in der Schule abspielt. 
KI wird immer mehr zum Thema“, 
sagt Josefine Müller. Die 18-Jährige 
ist AHS-Schülerinnen- und Schü-

lervertreterin und steht kurz vor der 
Matura. Den Vorstoß des Bildungs-
ministers hält sie grundsätzlich für 
einen guten Schritt. Das Interesse 
an Latein nehme ab, jenes an KI 
hingegen zu – die geplanten Kür-
zungen könne sie daher nachvoll-
ziehen.

Im Schulalltag habe KI bereits 
vieles verändert, berichtet Müller. 
Der Umgang damit sei jedoch von 
Lehrperson zu Lehrperson sehr 
unterschiedlich. Manche erlaubten 
einen reflektierten Einsatz von KI 
sogar bei Hausaufgaben, andere 
untersagten sie komplett. „Es geht 
aber immer vorrangig darum, dass 
wir Künstliche Intelligenz auch kri-
tisch betrachten sollen und vorsich-
tig sind im Umgang damit“, sagt sie.

Wenn man der Maturantin zu-
hört, scheint Latein jedoch noch 
nicht verloren zu sein. „In meiner 
Schule gibt es tatsächlich in den 
jüngeren Jahrgängen immer weni-
ger Interesse. Ich persönlich habe 
seit der dritten Klasse Gymnasium 
Latein“, berichtet sie. Sie bereut es 
offenbar nicht, sich für die Lang-
form entschieden zu haben. Es 
hänge zwar von den vermittelnden 
Personen ab, aber insgesamt, so ur-
teilt Müller: „Für mich ist Latein die 
Basis einer guten humanistischen 
Bildung. Selbst wenn es eine ausge-
storbene Sprache ist.“ VN-JUS

Der Bildungsminister will KI als Unterrichtsfach einführen. 
In Vorarlberg betrachtet man die Debatte differenziert.

POLITIK IN KÜRZE

Bund 2025 mit 
 Budget-Erfolg

WIEN Der Bund hat im Vorjahr sei-
ne Budgetziele übererfüllt. Laut 
dem Samstagfrüh publizierten 
vorläufigen Erfolg für 2025 war der 
Finanzierungssaldo mit einem Mi-
nus von 14,4 Milliarden Euro um 
3,7 Milliarden Euro besser als im 
Budget-Voranschlag angenom-
men. Wie es gesamtstaatlich - also 
inklusive Länder und Gemeinden 
- aussieht, wird man allerdings erst 
Ende März wissen. Finanzminister 
Markus Marterbauer (SPÖ) erkennt 
einen Sanierungserfolg dank eines 
strengen Budgetvollzugs.
 

 Wieder mehr 
Pflegegeldbezieher

WIEN Die Zahl der Pflegegeldbe-
zieher ist im Dezember im Jahres-
vergleich neuerlich gestiegen. Mit 
504.505 Anspruchsberechtigten lag 
die Zahl um 2,13 Prozent über jener 
des Vergleichszeitraums des Vor-
jahres (493.961). Gegenüber dem 
Vormonat November (505.388) gab 
es einen kleinen Rückgang.

Syrien-Machtwechsel: 
Familiennachzug sinkt
WIEN Der Familiennachzug von 
Flüchtlingen nach Österreich hat 
im Vorjahr stark nachgelassen. 
Nach 8234 Anträgen im Jahr davor 
waren es 2025 nur noch 1996. Eine 
Detailauswertung, die der APA vor-
liegt, zeigt freilich, dass dies nur zu 
einem eher geringen Teil auf den 
von der Regierung ausgerufenen 

Stopp der Familienzusammenfüh-
rung zurückgeht. Vielmehr dürften 
eine geänderte Spruchpraxis bei 
Asyl-Anträgen aus Syrien und viele 
eingeleitete Aberkennungsverfah-
ren eine Rolle spielen.
 

Im Herbst Befragung 
zu Wehrpflicht

WIEN Eine Volksbefragung zur Re-
form der Wehrpflicht könnte laut 
Kanzler Christian Stocker (ÖVP) im 
Herbst stattfinden. Schließlich solle 
die Reform schon mit 1. Jänner 2027 
in Kraft treten. Wie die Fragestel-
lung lauten könnte, werde sich erst 
nach einem Prozess der politischen 
Willensbildung zeigen, meinte er in 
der ORF-“Pressestunde“. Die Not-
wendigkeit einer Volksbefragung 
begründete er damit, dass die Men-
schen sich zu wenig gehört fühlen 
würden. Es gehe nicht darum, die 
Entscheidung auszulagern, weil 
die Politik nicht wüsste, was zu tun 
ist. Davor ist wohl noch Überzeu-
gungsarbeit innerhalb der Koalition 
notwendig - die Regierungspartner 
SPÖ und NEOS sind von der Idee 
offenbar überrascht worden. 

Von den Pflegegeldbeziehern war die 
klare Mehrheit weiblich. APA

KI betrifft bereits den Schulalltag in all seinen Facetten. Ob ein 
eigenes Unterrichtsfach die Antwort ist, sorgt für Skepsis.  APA

Josefine Müller 
ist AHS-Landes-
schulsprecherin. 
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jetzt, dass wir uns zur Wehr 
setzen“. Gesagt soeben vom 
deutschen Kanzler Merz im Bun-
destag. Er sprach von einem „neu 
sich regenden Selbstbewusstsein 
der Europäer“. Noch vor we-
nigen Wochen sah das anders 
aus. Europas Regierungschefs 
pilgerten nach Washington, um 
fast unterwürfig Trumps Zolldro-
hungen abzuwenden. Das neue 
Selbstbewusstsein hat begonnen, 
als Europa plötzlich auf Trumps 
Drohung reagiert hat, Grönland 
gewaltsam übernehmen zu 
wollen. Mit scharfer politischer 
Ablehnung, geschlossener Solida-
rität mit Dänemark/Grönland und 
Militärpräsenz sowie der Andro-
hung von Gegenzöllen. Dann 
kam das Weltwirtschaftsforum in 
Davos und die in Österreichs Me-
dien zunächst wenig beachtete 
Rede des kanadischen Premiers 
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Merz bekam in Davos Applaus 
mit der einfachen Botschaft „Wir 
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wettbewerbsfähig machen und 
mutig auf unsere eigenen Stärken 
setzen“.

Im Gleichklang rufen jetzt Eu-
ropas Medien zu mehr Selbstbe-
wusstsein auf. Stellvertretend die 
Titelstory im SPIEGEL „Donald, 
es reicht“: Europa müsse Trumps 
machtorientierter und erpres-
serischer Politik geschlossen 
und strategisch entgegentreten. 
Gefordert wird ein europäischer 
Kraftakt: mehr gemeinsame 
Rüstungs- und Sicherheitspolitik, 
größerer wirtschaftlicher und 
technologischer Selbstschutz 
sowie der politische Wille, sich 
nicht länger als bloßes Objekt 
US-amerikanischer Machtpolitik 
behandeln zu lassen.

Europa erwacht spät, aber 
doch. Doch es ist ein Staatenver-
bund von 27 Mitgliedern, die nicht 
alle an einem Strang ziehen. Man 
mag sich gar nicht vorstellen, 

dass die Herren Orbán und Fico 
noch Unterstützung durch einen 
Anti-Europäer wie den „Volks-
kanzler“ Kickl erhalten. Außen-, 
Sicherheit- und Wirtschaftspolitik 
sind nur im Konsens möglich. 
Europa hat viele Stimmen und 
wechselnde Sprecher. Da tut sich 
der kanadische Premier leichter. 
Kanada hat viel weniger Macht als 
Europa, nutzt sie aber entschlos-
sener. Europa hat mehr Macht, 
zögert jedoch sie einzusetzen. 
Das war wieder an der Mercosur-
Abstimmung zu sehen. Eine knap-
pe Mehrheit hat versucht, das für 
die Erschließung neuer Märkte so 
wichtige Mercosur-Abkommen 
im Europa-Parlament zu torpedie-
ren, indem der Europäische Ge-
richtshof um eine Prüfung ersucht 
wird. Mit tatkräftiger Mithilfe der 
Grünen (die jetzt in Deutschland 
eine heftige innerparteiliche 
Diskussion am Hals haben) und 
begrüßt von Österreichs Grünen-
Chefin Gewessler. Österreichs 
Stimmenthaltung war auch kein 
Ruhmesblatt. Ungeachtet der 
Tatsache, dass Europa Allianzen 
jenseits der USA braucht. Öster-
reich ist gefordert, europäische 
Beschlüsse nicht zu relativieren, 
sondern mitzutragen. Weil es viel 
um die Sicherheit geht: Österreich 
ist gefordert, die Neutralität als 
aktive Stabilitätsrolle, nicht als 
liebevoll verbrämtes historisches 
Relikt zu interpretieren. Dazu 
braucht es Entscheidungen. Der 
kanadische Premierminister 
würde zur Hebung der Sicherheit 
sicher nicht das Volk befragen, 
wie das aktuell der österreichi-
sche Kanzler bei der Verlängerung 
des Wehrdienstes tut. Das Volk zu 
befragen, sollte öfters gemacht 
werden, bei Sicherheitsfragen 
ist es kontraproduktiv. Es kann 
auch in die Hose gehen, wie bei 
der Volksabstimmung von Bruno 
Kreisky 1979 über das AKW Zwen-
tendorf, das er bauen wollte – und 
die Abstimmung verlor. Der ka-
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form der Wehrpflicht könnte laut 
Kanzler Christian Stocker (ÖVP) im 
Herbst stattfinden. Schließlich solle 
die Reform schon mit 1. Jänner 2027 
in Kraft treten. Wie die Fragestel-
lung lauten könnte, werde sich erst 
nach einem Prozess der politischen 
Willensbildung zeigen, meinte er in 
der ORF-“Pressestunde“. Die Not-
wendigkeit einer Volksbefragung 
begründete er damit, dass die Men-
schen sich zu wenig gehört fühlen 
würden. Es gehe nicht darum, die 
Entscheidung auszulagern, weil 
die Politik nicht wüsste, was zu tun 
ist. Davor ist wohl noch Überzeu-
gungsarbeit innerhalb der Koalition 
notwendig - die Regierungspartner 
SPÖ und NEOS sind von der Idee 
offenbar überrascht worden. 

Von den Pflegegeldbeziehern war die 
klare Mehrheit weiblich. APA

KI betrifft bereits den Schulalltag in all seinen Facetten. Ob ein 
eigenes Unterrichtsfach die Antwort ist, sorgt für Skepsis.  APA

Josefine Müller 
ist AHS-Landes-
schulsprecherin. 
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„Wer mit Zöllen gegen Europa 
Politik machen will, der weiß 
jetzt, dass wir uns zur Wehr 
setzen“. Gesagt soeben vom 
deutschen Kanzler Merz im Bun-
destag. Er sprach von einem „neu 
sich regenden Selbstbewusstsein 
der Europäer“. Noch vor we-
nigen Wochen sah das anders 
aus. Europas Regierungschefs 
pilgerten nach Washington, um 
fast unterwürfig Trumps Zolldro-
hungen abzuwenden. Das neue 
Selbstbewusstsein hat begonnen, 
als Europa plötzlich auf Trumps 
Drohung reagiert hat, Grönland 
gewaltsam übernehmen zu 
wollen. Mit scharfer politischer 
Ablehnung, geschlossener Solida-
rität mit Dänemark/Grönland und 
Militärpräsenz sowie der Andro-
hung von Gegenzöllen. Dann 
kam das Weltwirtschaftsforum in 
Davos und die in Österreichs Me-
dien zunächst wenig beachtete 
Rede des kanadischen Premiers 
Carney („Wir Mittelmächte müs-
sen gemeinsam handeln, denn 
wenn wir nicht am Tisch sitzen, 
dann stehen wir auf der Speise-
karte.“). Seine Botschaft war klar: 
Wer seine Werte, seine Sicherheit 
und seinen Wohlstand schüt-
zen will, muss Verantwortung 
übernehmen, Abhängigkeiten 
reduzieren und bereit sein, Macht 
auch einzusetzen. Auch Friedrich 
Merz bekam in Davos Applaus 
mit der einfachen Botschaft „Wir 
müssen die Wirtschaft wieder 
wettbewerbsfähig machen und 
mutig auf unsere eigenen Stärken 
setzen“.

Im Gleichklang rufen jetzt Eu-
ropas Medien zu mehr Selbstbe-
wusstsein auf. Stellvertretend die 
Titelstory im SPIEGEL „Donald, 
es reicht“: Europa müsse Trumps 
machtorientierter und erpres-
serischer Politik geschlossen 
und strategisch entgegentreten. 
Gefordert wird ein europäischer 
Kraftakt: mehr gemeinsame 
Rüstungs- und Sicherheitspolitik, 
größerer wirtschaftlicher und 
technologischer Selbstschutz 
sowie der politische Wille, sich 
nicht länger als bloßes Objekt 
US-amerikanischer Machtpolitik 
behandeln zu lassen.

Europa erwacht spät, aber 
doch. Doch es ist ein Staatenver-
bund von 27 Mitgliedern, die nicht 
alle an einem Strang ziehen. Man 
mag sich gar nicht vorstellen, 

dass die Herren Orbán und Fico 
noch Unterstützung durch einen 
Anti-Europäer wie den „Volks-
kanzler“ Kickl erhalten. Außen-, 
Sicherheit- und Wirtschaftspolitik 
sind nur im Konsens möglich. 
Europa hat viele Stimmen und 
wechselnde Sprecher. Da tut sich 
der kanadische Premier leichter. 
Kanada hat viel weniger Macht als 
Europa, nutzt sie aber entschlos-
sener. Europa hat mehr Macht, 
zögert jedoch sie einzusetzen. 
Das war wieder an der Mercosur-
Abstimmung zu sehen. Eine knap-
pe Mehrheit hat versucht, das für 
die Erschließung neuer Märkte so 
wichtige Mercosur-Abkommen 
im Europa-Parlament zu torpedie-
ren, indem der Europäische Ge-
richtshof um eine Prüfung ersucht 
wird. Mit tatkräftiger Mithilfe der 
Grünen (die jetzt in Deutschland 
eine heftige innerparteiliche 
Diskussion am Hals haben) und 
begrüßt von Österreichs Grünen-
Chefin Gewessler. Österreichs 
Stimmenthaltung war auch kein 
Ruhmesblatt. Ungeachtet der 
Tatsache, dass Europa Allianzen 
jenseits der USA braucht. Öster-
reich ist gefordert, europäische 
Beschlüsse nicht zu relativieren, 
sondern mitzutragen. Weil es viel 
um die Sicherheit geht: Österreich 
ist gefordert, die Neutralität als 
aktive Stabilitätsrolle, nicht als 
liebevoll verbrämtes historisches 
Relikt zu interpretieren. Dazu 
braucht es Entscheidungen. Der 
kanadische Premierminister 
würde zur Hebung der Sicherheit 
sicher nicht das Volk befragen, 
wie das aktuell der österreichi-
sche Kanzler bei der Verlängerung 
des Wehrdienstes tut. Das Volk zu 
befragen, sollte öfters gemacht 
werden, bei Sicherheitsfragen 
ist es kontraproduktiv. Es kann 
auch in die Hose gehen, wie bei 
der Volksabstimmung von Bruno 
Kreisky 1979 über das AKW Zwen-
tendorf, das er bauen wollte – und 
die Abstimmung verlor. Der ka-
nadische Premier würde das tun, 
was er in Davos gefordert hat und 
wofür Politiker gewählt werden: 
Verantwortung übernehmen.
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Latein versus KI: 
Schule im Wandel

WIEN Latein ist nicht so tot, wie du 
denkst. So lautet die Grundaussage 
eines humorvollen Plädoyers für 
die – zugegebenermaßen ausge-
storbene – Sprache auf der Home-
page des Borg Egg. Tatsächlich ist 
unsere Alltagssprache voller latei-
nischer Spuren: von Prosit bis in fla-
granti. Latein bildet die Grundlage 
aller romanischen Sprachen und ist 
in vielen Berufsgruppen präsent. 
Dennoch stellt sich die Frage, ob 
Latein im Lehrplan nicht aktuellen 
Entwicklungen weichen muss.

Wenn es nach Bildungsminis-
ter Christoph Wiederkehr 
(Neos) geht, ist die 
Antwort klar: ja. Der 
Lehrplan soll um-
gebaut werden, 
Künstliche Intel-
ligenz (KI) soll 
ab dem Schuljahr 
2027/2028 mehr 
Raum erhalten. 
In den Gymnasien 
wird im Gegenzug 
bei Latein gekürzt: 
Statt zwölf sollen über die 
vier Oberstufenjahre nur noch 
acht Wochenstunden vorgesehen 
sein.

Tradition und Transformation
In Vorarlberg wird die Debatte dif-
ferenziert geführt. Christof Bohle, 
Direktor des Bundesgymnasiums 
Dornbirn, leitet eine Schule mit 
rund 800 Schülerinnen und Schü-
lern – etwa 200 von ihnen besuchen 
das Fach Latein. Dass Latein zah-
lenmäßig seit Jahrzehnten unter 
Druck steht, sei unbestritten.

„KI ist der Elefant im Raum“, sagt 
Bohle. Entsprechend habe man das 
Thema in der Schulentwicklung 
ganz nach oben gereiht. KI betref-
fe alle Bereiche: den Unterricht 
quer durch die Fächer, die Verwal-
tung, die Lehrpersonen ebenso 
wie die Schülerinnen und Schüler. 
Ein kleines Team arbeite derzeit 
daran, schulinterne Fortbildungen 
würden besucht, und Anfang März 
sei KI auch zentrales Thema einer 
Konferenz.

Dass KI die 
Schule verändern 

wird – und bereits 
verändert hat –, da-

ran zweifelt Bohle nicht. 
„Ob aber ein eigenes Schulfach die 
richtige Antwort ist, da wäre ich 
skeptisch“, sagt er. Jede Lehrper-
son wisse, dass der Wandel kommt. 
Die Frage sei vielmehr, wie er in 
den einzelnen Fächern umgesetzt 
werde. Denn jedes Unterrichtsfach 
verlange eigene Zugänge. Zudem 
verlaufe die Entwicklung so rasant, 
dass es für ein System wie Schule 
kaum möglich sei, stets aktuell zu 
bleiben. „Das schafft ein System 
wie Schule nicht. Und eigentlich 
kämpfen ja alle“, verweist Bohle auf 
den größeren gesellschaftlichen 
Kontext.

Tot und dennoch sinnvoll
Auch die Schülerinnen und Schüler 
sehen den Wandel. „Wir haben na-
türlich ein Interesse daran, auf eine 
Welt vorbereitet zu werden, die sich 
nicht mehr in der Schule abspielt. 
KI wird immer mehr zum Thema“, 
sagt Josefine Müller. Die 18-Jährige 
ist AHS-Schülerinnen- und Schü-

lervertreterin und steht kurz vor der 
Matura. Den Vorstoß des Bildungs-
ministers hält sie grundsätzlich für 
einen guten Schritt. Das Interesse 
an Latein nehme ab, jenes an KI 
hingegen zu – die geplanten Kür-
zungen könne sie daher nachvoll-
ziehen.

Im Schulalltag habe KI bereits 
vieles verändert, berichtet Müller. 
Der Umgang damit sei jedoch von 
Lehrperson zu Lehrperson sehr 
unterschiedlich. Manche erlaubten 
einen reflektierten Einsatz von KI 
sogar bei Hausaufgaben, andere 
untersagten sie komplett. „Es geht 
aber immer vorrangig darum, dass 
wir Künstliche Intelligenz auch kri-
tisch betrachten sollen und vorsich-
tig sind im Umgang damit“, sagt sie.

Wenn man der Maturantin zu-
hört, scheint Latein jedoch noch 
nicht verloren zu sein. „In meiner 
Schule gibt es tatsächlich in den 
jüngeren Jahrgängen immer weni-
ger Interesse. Ich persönlich habe 
seit der dritten Klasse Gymnasium 
Latein“, berichtet sie. Sie bereut es 
offenbar nicht, sich für die Lang-
form entschieden zu haben. Es 
hänge zwar von den vermittelnden 
Personen ab, aber insgesamt, so ur-
teilt Müller: „Für mich ist Latein die 
Basis einer guten humanistischen 
Bildung. Selbst wenn es eine ausge-
storbene Sprache ist.“ VN-JUS

Der Bildungsminister will KI als Unterrichtsfach einführen. 
In Vorarlberg betrachtet man die Debatte differenziert.

POLITIK IN KÜRZE

Bund 2025 mit 
 Budget-Erfolg

WIEN Der Bund hat im Vorjahr sei-
ne Budgetziele übererfüllt. Laut 
dem Samstagfrüh publizierten 
vorläufigen Erfolg für 2025 war der 
Finanzierungssaldo mit einem Mi-
nus von 14,4 Milliarden Euro um 
3,7 Milliarden Euro besser als im 
Budget-Voranschlag angenom-
men. Wie es gesamtstaatlich - also 
inklusive Länder und Gemeinden 
- aussieht, wird man allerdings erst 
Ende März wissen. Finanzminister 
Markus Marterbauer (SPÖ) erkennt 
einen Sanierungserfolg dank eines 
strengen Budgetvollzugs.
 

 Wieder mehr 
Pflegegeldbezieher

WIEN Die Zahl der Pflegegeldbe-
zieher ist im Dezember im Jahres-
vergleich neuerlich gestiegen. Mit 
504.505 Anspruchsberechtigten lag 
die Zahl um 2,13 Prozent über jener 
des Vergleichszeitraums des Vor-
jahres (493.961). Gegenüber dem 
Vormonat November (505.388) gab 
es einen kleinen Rückgang.

Syrien-Machtwechsel: 
Familiennachzug sinkt
WIEN Der Familiennachzug von 
Flüchtlingen nach Österreich hat 
im Vorjahr stark nachgelassen. 
Nach 8234 Anträgen im Jahr davor 
waren es 2025 nur noch 1996. Eine 
Detailauswertung, die der APA vor-
liegt, zeigt freilich, dass dies nur zu 
einem eher geringen Teil auf den 
von der Regierung ausgerufenen 

Stopp der Familienzusammenfüh-
rung zurückgeht. Vielmehr dürften 
eine geänderte Spruchpraxis bei 
Asyl-Anträgen aus Syrien und viele 
eingeleitete Aberkennungsverfah-
ren eine Rolle spielen.
 

Im Herbst Befragung 
zu Wehrpflicht

WIEN Eine Volksbefragung zur Re-
form der Wehrpflicht könnte laut 
Kanzler Christian Stocker (ÖVP) im 
Herbst stattfinden. Schließlich solle 
die Reform schon mit 1. Jänner 2027 
in Kraft treten. Wie die Fragestel-
lung lauten könnte, werde sich erst 
nach einem Prozess der politischen 
Willensbildung zeigen, meinte er in 
der ORF-“Pressestunde“. Die Not-
wendigkeit einer Volksbefragung 
begründete er damit, dass die Men-
schen sich zu wenig gehört fühlen 
würden. Es gehe nicht darum, die 
Entscheidung auszulagern, weil 
die Politik nicht wüsste, was zu tun 
ist. Davor ist wohl noch Überzeu-
gungsarbeit innerhalb der Koalition 
notwendig - die Regierungspartner 
SPÖ und NEOS sind von der Idee 
offenbar überrascht worden. 

Von den Pflegegeldbeziehern war die 
klare Mehrheit weiblich. APA

KI betrifft bereits den Schulalltag in all seinen Facetten. Ob ein 
eigenes Unterrichtsfach die Antwort ist, sorgt für Skepsis.  APA

Josefine Müller 
ist AHS-Landes-
schulsprecherin. 
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„Wer mit Zöllen gegen Europa 
Politik machen will, der weiß 
jetzt, dass wir uns zur Wehr 
setzen“. Gesagt soeben vom 
deutschen Kanzler Merz im Bun-
destag. Er sprach von einem „neu 
sich regenden Selbstbewusstsein 
der Europäer“. Noch vor we-
nigen Wochen sah das anders 
aus. Europas Regierungschefs 
pilgerten nach Washington, um 
fast unterwürfig Trumps Zolldro-
hungen abzuwenden. Das neue 
Selbstbewusstsein hat begonnen, 
als Europa plötzlich auf Trumps 
Drohung reagiert hat, Grönland 
gewaltsam übernehmen zu 
wollen. Mit scharfer politischer 
Ablehnung, geschlossener Solida-
rität mit Dänemark/Grönland und 
Militärpräsenz sowie der Andro-
hung von Gegenzöllen. Dann 
kam das Weltwirtschaftsforum in 
Davos und die in Österreichs Me-
dien zunächst wenig beachtete 
Rede des kanadischen Premiers 
Carney („Wir Mittelmächte müs-
sen gemeinsam handeln, denn 
wenn wir nicht am Tisch sitzen, 
dann stehen wir auf der Speise-
karte.“). Seine Botschaft war klar: 
Wer seine Werte, seine Sicherheit 
und seinen Wohlstand schüt-
zen will, muss Verantwortung 
übernehmen, Abhängigkeiten 
reduzieren und bereit sein, Macht 
auch einzusetzen. Auch Friedrich 
Merz bekam in Davos Applaus 
mit der einfachen Botschaft „Wir 
müssen die Wirtschaft wieder 
wettbewerbsfähig machen und 
mutig auf unsere eigenen Stärken 
setzen“.

Im Gleichklang rufen jetzt Eu-
ropas Medien zu mehr Selbstbe-
wusstsein auf. Stellvertretend die 
Titelstory im SPIEGEL „Donald, 
es reicht“: Europa müsse Trumps 
machtorientierter und erpres-
serischer Politik geschlossen 
und strategisch entgegentreten. 
Gefordert wird ein europäischer 
Kraftakt: mehr gemeinsame 
Rüstungs- und Sicherheitspolitik, 
größerer wirtschaftlicher und 
technologischer Selbstschutz 
sowie der politische Wille, sich 
nicht länger als bloßes Objekt 
US-amerikanischer Machtpolitik 
behandeln zu lassen.

Europa erwacht spät, aber 
doch. Doch es ist ein Staatenver-
bund von 27 Mitgliedern, die nicht 
alle an einem Strang ziehen. Man 
mag sich gar nicht vorstellen, 

dass die Herren Orbán und Fico 
noch Unterstützung durch einen 
Anti-Europäer wie den „Volks-
kanzler“ Kickl erhalten. Außen-, 
Sicherheit- und Wirtschaftspolitik 
sind nur im Konsens möglich. 
Europa hat viele Stimmen und 
wechselnde Sprecher. Da tut sich 
der kanadische Premier leichter. 
Kanada hat viel weniger Macht als 
Europa, nutzt sie aber entschlos-
sener. Europa hat mehr Macht, 
zögert jedoch sie einzusetzen. 
Das war wieder an der Mercosur-
Abstimmung zu sehen. Eine knap-
pe Mehrheit hat versucht, das für 
die Erschließung neuer Märkte so 
wichtige Mercosur-Abkommen 
im Europa-Parlament zu torpedie-
ren, indem der Europäische Ge-
richtshof um eine Prüfung ersucht 
wird. Mit tatkräftiger Mithilfe der 
Grünen (die jetzt in Deutschland 
eine heftige innerparteiliche 
Diskussion am Hals haben) und 
begrüßt von Österreichs Grünen-
Chefin Gewessler. Österreichs 
Stimmenthaltung war auch kein 
Ruhmesblatt. Ungeachtet der 
Tatsache, dass Europa Allianzen 
jenseits der USA braucht. Öster-
reich ist gefordert, europäische 
Beschlüsse nicht zu relativieren, 
sondern mitzutragen. Weil es viel 
um die Sicherheit geht: Österreich 
ist gefordert, die Neutralität als 
aktive Stabilitätsrolle, nicht als 
liebevoll verbrämtes historisches 
Relikt zu interpretieren. Dazu 
braucht es Entscheidungen. Der 
kanadische Premierminister 
würde zur Hebung der Sicherheit 
sicher nicht das Volk befragen, 
wie das aktuell der österreichi-
sche Kanzler bei der Verlängerung 
des Wehrdienstes tut. Das Volk zu 
befragen, sollte öfters gemacht 
werden, bei Sicherheitsfragen 
ist es kontraproduktiv. Es kann 
auch in die Hose gehen, wie bei 
der Volksabstimmung von Bruno 
Kreisky 1979 über das AKW Zwen-
tendorf, das er bauen wollte – und 
die Abstimmung verlor. Der ka-
nadische Premier würde das tun, 
was er in Davos gefordert hat und 
wofür Politiker gewählt werden: 
Verantwortung übernehmen.

Spätes Erwachen
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Wolfgang Burtscher
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Wolfgang Burtscher, Journalist und 
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Latein versus KI: 
Schule im Wandel

WIEN Latein ist nicht so tot, wie du 
denkst. So lautet die Grundaussage 
eines humorvollen Plädoyers für 
die – zugegebenermaßen ausge-
storbene – Sprache auf der Home-
page des Borg Egg. Tatsächlich ist 
unsere Alltagssprache voller latei-
nischer Spuren: von Prosit bis in fla-
granti. Latein bildet die Grundlage 
aller romanischen Sprachen und ist 
in vielen Berufsgruppen präsent. 
Dennoch stellt sich die Frage, ob 
Latein im Lehrplan nicht aktuellen 
Entwicklungen weichen muss.

Wenn es nach Bildungsminis-
ter Christoph Wiederkehr 
(Neos) geht, ist die 
Antwort klar: ja. Der 
Lehrplan soll um-
gebaut werden, 
Künstliche Intel-
ligenz (KI) soll 
ab dem Schuljahr 
2027/2028 mehr 
Raum erhalten. 
In den Gymnasien 
wird im Gegenzug 
bei Latein gekürzt: 
Statt zwölf sollen über die 
vier Oberstufenjahre nur noch 
acht Wochenstunden vorgesehen 
sein.

Tradition und Transformation
In Vorarlberg wird die Debatte dif-
ferenziert geführt. Christof Bohle, 
Direktor des Bundesgymnasiums 
Dornbirn, leitet eine Schule mit 
rund 800 Schülerinnen und Schü-
lern – etwa 200 von ihnen besuchen 
das Fach Latein. Dass Latein zah-
lenmäßig seit Jahrzehnten unter 
Druck steht, sei unbestritten.

„KI ist der Elefant im Raum“, sagt 
Bohle. Entsprechend habe man das 
Thema in der Schulentwicklung 
ganz nach oben gereiht. KI betref-
fe alle Bereiche: den Unterricht 
quer durch die Fächer, die Verwal-
tung, die Lehrpersonen ebenso 
wie die Schülerinnen und Schüler. 
Ein kleines Team arbeite derzeit 
daran, schulinterne Fortbildungen 
würden besucht, und Anfang März 
sei KI auch zentrales Thema einer 
Konferenz.

Dass KI die 
Schule verändern 

wird – und bereits 
verändert hat –, da-

ran zweifelt Bohle nicht. 
„Ob aber ein eigenes Schulfach die 
richtige Antwort ist, da wäre ich 
skeptisch“, sagt er. Jede Lehrper-
son wisse, dass der Wandel kommt. 
Die Frage sei vielmehr, wie er in 
den einzelnen Fächern umgesetzt 
werde. Denn jedes Unterrichtsfach 
verlange eigene Zugänge. Zudem 
verlaufe die Entwicklung so rasant, 
dass es für ein System wie Schule 
kaum möglich sei, stets aktuell zu 
bleiben. „Das schafft ein System 
wie Schule nicht. Und eigentlich 
kämpfen ja alle“, verweist Bohle auf 
den größeren gesellschaftlichen 
Kontext.

Tot und dennoch sinnvoll
Auch die Schülerinnen und Schüler 
sehen den Wandel. „Wir haben na-
türlich ein Interesse daran, auf eine 
Welt vorbereitet zu werden, die sich 
nicht mehr in der Schule abspielt. 
KI wird immer mehr zum Thema“, 
sagt Josefine Müller. Die 18-Jährige 
ist AHS-Schülerinnen- und Schü-

lervertreterin und steht kurz vor der 
Matura. Den Vorstoß des Bildungs-
ministers hält sie grundsätzlich für 
einen guten Schritt. Das Interesse 
an Latein nehme ab, jenes an KI 
hingegen zu – die geplanten Kür-
zungen könne sie daher nachvoll-
ziehen.

Im Schulalltag habe KI bereits 
vieles verändert, berichtet Müller. 
Der Umgang damit sei jedoch von 
Lehrperson zu Lehrperson sehr 
unterschiedlich. Manche erlaubten 
einen reflektierten Einsatz von KI 
sogar bei Hausaufgaben, andere 
untersagten sie komplett. „Es geht 
aber immer vorrangig darum, dass 
wir Künstliche Intelligenz auch kri-
tisch betrachten sollen und vorsich-
tig sind im Umgang damit“, sagt sie.

Wenn man der Maturantin zu-
hört, scheint Latein jedoch noch 
nicht verloren zu sein. „In meiner 
Schule gibt es tatsächlich in den 
jüngeren Jahrgängen immer weni-
ger Interesse. Ich persönlich habe 
seit der dritten Klasse Gymnasium 
Latein“, berichtet sie. Sie bereut es 
offenbar nicht, sich für die Lang-
form entschieden zu haben. Es 
hänge zwar von den vermittelnden 
Personen ab, aber insgesamt, so ur-
teilt Müller: „Für mich ist Latein die 
Basis einer guten humanistischen 
Bildung. Selbst wenn es eine ausge-
storbene Sprache ist.“ VN-JUS

Der Bildungsminister will KI als Unterrichtsfach einführen. 
In Vorarlberg betrachtet man die Debatte differenziert.

POLITIK IN KÜRZE

Bund 2025 mit 
 Budget-Erfolg

WIEN Der Bund hat im Vorjahr sei-
ne Budgetziele übererfüllt. Laut 
dem Samstagfrüh publizierten 
vorläufigen Erfolg für 2025 war der 
Finanzierungssaldo mit einem Mi-
nus von 14,4 Milliarden Euro um 
3,7 Milliarden Euro besser als im 
Budget-Voranschlag angenom-
men. Wie es gesamtstaatlich - also 
inklusive Länder und Gemeinden 
- aussieht, wird man allerdings erst 
Ende März wissen. Finanzminister 
Markus Marterbauer (SPÖ) erkennt 
einen Sanierungserfolg dank eines 
strengen Budgetvollzugs.
 

 Wieder mehr 
Pflegegeldbezieher

WIEN Die Zahl der Pflegegeldbe-
zieher ist im Dezember im Jahres-
vergleich neuerlich gestiegen. Mit 
504.505 Anspruchsberechtigten lag 
die Zahl um 2,13 Prozent über jener 
des Vergleichszeitraums des Vor-
jahres (493.961). Gegenüber dem 
Vormonat November (505.388) gab 
es einen kleinen Rückgang.

Syrien-Machtwechsel: 
Familiennachzug sinkt
WIEN Der Familiennachzug von 
Flüchtlingen nach Österreich hat 
im Vorjahr stark nachgelassen. 
Nach 8234 Anträgen im Jahr davor 
waren es 2025 nur noch 1996. Eine 
Detailauswertung, die der APA vor-
liegt, zeigt freilich, dass dies nur zu 
einem eher geringen Teil auf den 
von der Regierung ausgerufenen 

Stopp der Familienzusammenfüh-
rung zurückgeht. Vielmehr dürften 
eine geänderte Spruchpraxis bei 
Asyl-Anträgen aus Syrien und viele 
eingeleitete Aberkennungsverfah-
ren eine Rolle spielen.
 

Im Herbst Befragung 
zu Wehrpflicht

WIEN Eine Volksbefragung zur Re-
form der Wehrpflicht könnte laut 
Kanzler Christian Stocker (ÖVP) im 
Herbst stattfinden. Schließlich solle 
die Reform schon mit 1. Jänner 2027 
in Kraft treten. Wie die Fragestel-
lung lauten könnte, werde sich erst 
nach einem Prozess der politischen 
Willensbildung zeigen, meinte er in 
der ORF-“Pressestunde“. Die Not-
wendigkeit einer Volksbefragung 
begründete er damit, dass die Men-
schen sich zu wenig gehört fühlen 
würden. Es gehe nicht darum, die 
Entscheidung auszulagern, weil 
die Politik nicht wüsste, was zu tun 
ist. Davor ist wohl noch Überzeu-
gungsarbeit innerhalb der Koalition 
notwendig - die Regierungspartner 
SPÖ und NEOS sind von der Idee 
offenbar überrascht worden. 

Von den Pflegegeldbeziehern war die 
klare Mehrheit weiblich. APA

KI betrifft bereits den Schulalltag in all seinen Facetten. Ob ein 
eigenes Unterrichtsfach die Antwort ist, sorgt für Skepsis.  APA

Josefine Müller 
ist AHS-Landes-
schulsprecherin. 
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aufgelesen

Latein versus KI: Schule im Wandel

�
A)	 Vor dem Lesen

a)	 Definieren Sie den Begriff „Schulreform“.

b)	 Erläutern Sie, warum Veränderungen im schu-
lischen Bereich von unterschiedlichen Gruppen 
(z. B. Lehrpersonen, Eltern, Schülerinnen 
und Schülern) verschieden wahrgenommen 
werden.

c)	 Nehmen Sie begründet Stellung, ob schulischer 
Wandel aus Ihrer Sicht eher Sicherheit vermit-
telt oder eher Verunsicherung auslöst.

/
B) Textbearbeitung

a)	 Lesen Sie den Artikel aufmerksam durch.

b)	 Stellen Sie dar, welche Reformüberlegungen im 
Text im Zusammenhang mit Latein und Künst-
licher Intelligenz genannt werden.

c)	 Analysieren Sie, welche Argumente im Text 
dafürsprechen, den Unterricht stärker an aktu-
ellen technologischen Entwicklungen auszu-
richten. 

d)	 Diskutieren Sie das folgende Zitat aus dem Text: 
•	 „Wir haben natürlich ein Interesse daran, 

auf eine Welt vorbereitet zu werden, die sich 
nicht mehr in der Schule abspielt.“

s
C) Textproduktion

	 Situation:  Stellen Sie sich vor, Sie leben im Jahr 
2050 und besuchen eine Schule der Zukunft. 
Verfassen Sie nun einen Tagebucheintrag mit 
dem Titel „Ein Tag in der Schule im Jahr 2050“ 
und bearbeiten Sie dabei die folgenden Arbeits-
aufträge:  
•	 Beschreiben Sie, wie Ihre Schule im Jahr 

2050 aufgebaut ist (z. B. Unterrichtszeiten, 
Lernorte, Organisation des Schultages). 

•	 Erläutern Sie, inwiefern sich Schulfächer im 
Vergleich zu heute verändert haben. 

•	 Stellen Sie dar, welche Rolle Künstliche 
Intelligenz im Unterricht und im Schulalltag 
spielt. 

	 Schreiben Sie zwischen 270 und 330 Wörter.  
Markieren Sie Absätze mittels Leerzeilen.  

ÿ
D) Weiterführende Aufgabe

a)	 Bilden Sie Kleingruppen und lesen Sie einander 
ausgewählte Passagen aus Ihren Tagebuchein-
trägen vor.

b)	 Sammeln Sie gemeinsam, welche dargestellten 
Elemente der Zukunftsschule Sie als besonders 
sinnvoll erachten.

c)	 Diskutieren Sie, welche offenen Fragen, Prob-
leme oder Risiken sich aus diesen Entwick-
lungen ergeben könnten.


